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   OFFIZIELLE INFORMATIONEN DES BAUGEWERBES  Innung

Seit Beginn der COVID-19-Krise 
mit all ihren weitreichenden wirt-
schaftlichen Konsequenzen hatte 

die Versorgung der Mitgliedsbetriebe mit 
branchenspezifischen Informationen rund 
um die Corona-Pandemie für die Bauinnun-
gen oberste Priorität.  

Gleichzeitig galt es auch, die nachfrage
seitigen Auswirkungen der Corona-
Pandemie für Mitgliedsbetriebe bestmög-
lich abzufedern.

Fortsetzung der 
Genehmigungsverfahren
Sowohl via Medien als auch in zahlrei-
chen Einzelgesprächen appellierten die 
Bauinnungen an die Gemeinden, die ge-
stoppten Genehmigungsverfahren rasch 
wieder aufzunehmen. Die vom National-
rat Mitte Mai beschlossene Änderung des 
Verwaltungsrechtlichen COVID-19-Begleit-
gesetzes, wonach die Durchführung von 
mündlichen Bauverhandlungen unter Ein-
haltung der Abstandsregel wieder unein
geschränkt möglich ist, war ein wichtiges 
Resultat dieser Bemühungen.

Öffentliche Investitionen
Parallel dazu wurden im Einvernehmen al-
ler Bau-Sozialpartner konkrete Vorschläge 
für Nachfrage-Impulse ausgearbeitet, 
damit die Bauwirtschaft im Rahmen der 
Recovery-Maßnahmen ihrer Rolle als Kon-
junkturmotor nachkommen kann. Diese 
Vorschläge wurden im Mai in mehreren 
Pressekonferenzen vorgestellt und von der 
Politik großteils positiv aufgenommen. 

Das von der Bundesregierung am 
16.  Juni präsentierte Konjunkturpaket 
umfasst unter anderem ein 6,3 Milliarden 
Euro schweres Investitionsprogramm, wel-
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ches zahlreiche Vorschläge der Bauwirt-
schaft berücksichtigt:

So sollen bis zum Jahr 2022 in Summe  
750 Millionen Euro in eine Sanierungs-
offensive fließen, welche u.a. Förderpro-
gramme für die thermische Sanierung von 
Gebäuden vorsieht. Weiters sind Investi-
tionen in die Infrastruktur bestehender 
Gebäude sowie in die Entwicklung neuer 
und umweltschonender Gebäude geplant. 

Das neue Schulentwicklungsprogramm 
sieht in den nächsten zehn Jahren Investiti-
onen von insgesamt 2,4 Milliarden Euro in 
den Neubau und die qualitativ hochwertige 
Sanierung von Schulraum vor. Österreich-
weit sollen rund 250 Schulprojekte umge-
setzt werden.

1 Milliarde Euro für Gemeinden
Zusätzlich zu diesen Investitionsprogram-
men greift die Regierung den finanziell an-
geschlagenen Gemeinden mit einem Hilf-
spaket von einer Milliarde Euro unter die 
Arme. Das Paket sieht vor, dass der Bund 
50 % der Kosten von Investitionsprojek-
ten übernimmt, die entweder zwischen 
1. Juni 2020 und 31. Dezember 2021 begin-
nen bzw. begonnen haben oder ab 1. Juni 
2019 begonnen wurden und bei denen die 
Finanzierung aufgrund der Corona-beding-
ten Mindereinnahmen nicht mehr mög-
lich ist. Das Geld soll unter anderem in den 
Neubau beziehungsweise in die Sanierung 
von Kindergärten, Schulen und Senioren
einrichtungen sowie in die Instandhaltung 
von Gemeindestraßen und in die Ortsbild-
verschönerung fließen.

Anreize für Privatinvestitionen
Um Privatinvestitionen anzukurbeln, soll es 
für Wirtschaftsgüter, die zwischen 1. 9. 2020 

und 28. 2. 2021 angeschafft werden, eine In-
vestitionsprämie in der Höhe von 7 % ge-
ben. Für Güter im Zusammenhang mit 
Digitalisierung, Ökologisierung oder 
Gesundheit ist ein Prämiensatz von 14 % 
vorgesehen. Gefördert werden materielle 
und immaterielle Neuinvestitionen des ab-
nutzbaren Anlagevermögens. Explizit aus-
genommen sind unbebaute Grundstücke, 
Finanzanlagen, Unternehmensübernah-
men und klimaschädliche Neuinvestitio-
nen. Das Förderprogramm ist mit 1 Milli-
arde Euro dotiert und wird von der Austria 
Wirtschaftsservice abgewickelt.

Weiters ist für Gebäude, die nach dem 
30. 6. 2020 angeschafft oder hergestellt wor-
den sind, eine beschleunigte lineare Abset-
zung für Abnutzung (AfA) vorgesehen. 
In jenem Jahr, in dem diese erstmalig zu 
berücksichtigen ist, beträgt die AfA von 
den Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten das Dreifache des derzeit gültigen 
Prozentsatzes (2,5 % bei betrieblich genutz-
ten Gebäuden bzw. bis zu 1,5 % bei „für 
Wohnzwecke überlassenen Gebäuden“). 
Das wären demnach künftig 7,5 % bzw. 4,5 % 
im Jahr der Anschaffung des Gebäudes und 
im darauffolgenden Jahr das Doppelte, also 
5 % bzw. 3 %. 

Bei Sachgüter-Investitionen wird es 
künftig möglich sein, diese degressiv 
(statt linear) abzuschreiben: Investitio-
nen ab 1. 7. 2020 sollen im ersten Jahr mit 
bis zu 30 % der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten abgeschrieben werden können 
und in den Folgejahren mit bis zu 30 % des 
jeweiligen Restbuchwerts. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Vorschläge 
der (Bau-)Wirtschaft für konjunktur- 
stützende Maßnahmen bei der Bundes- 
regierung auf fruchtbaren Boden fallen.    ◼


